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längere Betreuung der Ehegatten erforderlich sein. Bei 
einem solchen Ergebnis der ersten Beratung ist davon aus­
zugehen, daß die Aussicht auf eine Überwindung des Kon­
flikts begründet ist. Demzufolge muß in der zweiten Aus­
söhnungsverhandlung nunmehr eine Aussetzung des Ver­
fahrens für die Dauer der weiteren Betreuung der 
Ehegatten beraten und ggf. beschlossen werden. Das setzt 
natürlich voraus, daß das Gericht über zuverlässige Infor­
mationen der Ehe- und Familienberatungsstelle verfügt. 
Dazu sind stabile Informationsbeziehungen notwendig.

Es ist schließlich auch denkbar, daß das Gericht bereits 
in der (ersten) Aussöhnungsverhandlung die Notwendig­
keit einer längeren Betreuung der Ehegatten durch die 
Beratungsstelle erkennen kann. Für diesen Fall sollte von 
vornherein nicht die Wiederholung der Aussöhnungsver­
handlung, sondern die Aussetzung des Verfahrens vorge­
sehen werden.

Die Ausgangssituationen, die zur Wiederholung der 
Aussöhnungsverhandlung führen können, sind also sehr 
unterschiedlich. Deshalb sollen abschließend die typischen 
Prozeßlagen zusammengefaßt werden, bei denen in der 
bisherigen gerichtlichen Praxis von der Wiederholung der 
Aussöhnungsverhandlung Gebrauch gemacht worden ist:

1. Bei den Ehegatten ist eine gewisse Bereitschaft zur 
Aussöhnung vorhanden; sie benötigen aber noch Zeit, um 
über die in der (ersten) Aussöhnungsverhandlung gegebe­
nen Hinweise nachzudenken und sich — ggf. mit Unter­
stützung der Ehe- und Familienberatungsstelle — noch 
einmal gründlich darüber auszusprechen. Das Ergebnis 
dieser Aussprache sollte dann die Grundlage für die Wei­
terführung der Aussöhnungsbemühungen des Gerichts bil­
dend

2. Es ist eine Beweisaufnahme3 erforderlich, die er­
warten läßt, daß auf der Grundlage ihres Ergebnisses eine 
Überwindung des Ehekonflikts erreicht werden kann. Das

gilt insbesondere dann, wenn der klagende Ehegatte Un­
treue des Verklagten vermutet, dieser aber (für das Ge­
richt hinreichend glaubwürdig) den bestehenden Verdacht 
entkräftet, und wenn weitere Konfliktursachen nicht be­
stehen. Hier sollte zur zweiten Aussöhnungsverhandlung 
der Zeuge geladen und vernommen werden, zu dem die 
Untreuebeziehungen vermutet werden.

3. Das Gericht bereitet auf der Grundlage der ersten 
Aussprache Maßnahmen für die zweite Aussöhnungsver­
handlung vor, die geeignet sind, die Aussöhnung der Ehe­
gatten zu fördern. Hierzu zählen:
— die Mitwirkung von Kollektivvertretern in geeigneten 

Verfahren;
— die Einbeziehung staatlicher Organe, um z. B. ungün­

stige Wohnverhältnisse verändern zu helfen;
— die Aussprache mit als Zeugen zu ladenden Bürgern, 

die durch ihr Verhalten die Entwicklung der ehelichen 
Beziehungen beeinträchtigten (z. B. nahe Verwandte 
oder Freunde eines oder beider Ehegatten). 1 2 3

1 Vgl. hierzu Familienrecht, Lehrbuch, Berlin 1976, S. 420 fl., 
insbesi. S. 422; A. Grandke/W.Rieger, „Zu den Aufgaben der 
Gerichte im Eheverfahren“, NJ 1970 S. 69 fl.; W. Rieger, „Zur 
Verwirklichung des Aussöhnungsauftrags des Gerichts im 
Eheverfahren“, NJ 1974 S. 10 fl.; A. Grandke, „Gleichberech­
tigung und Persönlichkeitsentwicklung von Mann und Frau“, 
NJ 1975 S. 502; T. Pieper, „Erfahrungen mit der Aussetzung 
des Ehescheidungsverfahrens zum Zwecke der Aussöhnung 
der Ehegatten“, NJ 1976 S. 516 fl.

2 So auch G. Knecht/K.-H. Hiller, „Zur Effektivität der Ausset­
zung des Eheverfahrens“, NJ 1971 S. 611 f.

3 Durch die neue ZPO sind die bisherigen Einschränkungen für 
eine Beweisaufnahme in der Aussöhnungsverhandlung besei­
tigt worden. Sowohl die Aussöhnungsverhandlung als auch die 
streitige Verhandlung in Ehesachen sind „mündliche Verhand­
lung“ i. S. des § 54 Aba 1 ZPO. Das ergibt sich sowohl aus 
ihrer Einordnung zwischen den §§ 45 und 52 ZPO als auch aus 
der Überschrift des 4. Kapitels des zweiten Teils der ZPO. 
Verfahrensrechtlich besteht also die uneingeschränkte Mög­
lichkeit, alle in § 53 Abs. 1 ZPO aufgeführten Beweise in der 
Aussöhnungsverhandlung aufzunehmen.

Neue Rechtsvorschriften

Weitere Ausgestaltung
des sozialistischen Strafvollzugs

KURT KUNZE,
Staatsanwalt beim. Generalstaatsanwalt der DDR
Oberstleutnant des SV HUBERT WEIGT,
Mitarbeiter im Ministerium des Innern

Das Gesetz über den Vollzug der Strafen mit Freiheits­
entzug (Strafvollzugsgesetz) — StVG — vom 7. April 1977 
(GBl. I S. 109) ist ebenso wie das Gesetz über die Wieder­
eingliederung aus dem Strafvollzug entlassener Bürger in 
das gesellschaftliche Leben — Wiedereingliederungsgesetz — 
vom 7. April 1977 (GBL I S. 98) am 5. Mai 1977 in Kraft ge­
treten. Beide Gesetze entsprechen den Erfordernissen und 
Möglichkeiten der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft und verkörpern jene humani­
stischen Prinzipien, von denen sich der sozialistische Staat 
auch gegenüber solchen Personen leiten läßt, die mit dem 
Gesetz in Konflikt geraten sind und zu Strafen mit Frei­
heitsentzug verurteilt werden mußten. Bestimmender Aus­
gangspunkt ist auch hier der Verfassungsgrundsatz, daß 
der Mensch im Mittelpunkt der Bemühungen der soziali­
stischen Gesellschaft und ihres Staates steht.

Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volks­
polizei, Generaloberst Friedrich D i c k e l ,  wies bei der 
Begründung dieser Gesetze darauf hin, daß damit der For­
derung des IX. Parteitages der SED entsprochen werde, die 
Vervollkommnung des sozialistischen Rechts planmäßig

fortzuführen und in Übereinstimmung mit den Erforder­
nissen des gesellschaftlichen Lebens zu bringen. Er führte 
dazu weiter aus: „Die gesellschaftlichen Potenzen für die 
Erziehung der Strafgefangenen zu gewissenhafter Einhal­
tung der Gesetze und verantwortungsbewußtem Verhalten 
sowie auch für eine wirksame Wiedereingliederung aus 
dem Strafvollzug entlassener Bürger in das gesellschaft­
liche Leben sind beträchtlich gewachsen.“!

Die sozialistische Gesellschaft verfügt entsprechend 
ihren politischen, ökonomischen und sozialen Grundlagen 
über vielfältige Möglichkeiten der erzieherischen Einfluß­
nahme und über wachsende erzieherische Potenzen auch ge­
genüber jenen Bürgern, die zeitweilig in der Bewußtseins­
entwicklung Zurückbleiben und Strafgesetze verletzen. Sie 
betrachtet straffällig gewordene Bürger weder als Men­
schen zweiter Klasse noch verstößt sie diese. Auch Straf­
gefangene bleiben weiter Mitglieder der Gesellschaft. 
Ihnen soll während des Vollzugs der Strafen mit Freiheits­
entzug ihre Verantwortung, die sie als Mitglieder der Ge­
sellschaft haben, bewußt gemacht werden. Daraus erwächst 
dem Strafvollzug eine hohe Verantwortung für die erzie­
herisch wirksame Gestaltung des Vollzugs.

Unmittelbar verbunden mit dem Vollzug der Strafen 
mit Freiheitsentzug ist die Wiedereingliederung der aus 
dem Strafvollzug entlassenen Bürger in das gesellschaft­
liche Leben. Das Wiedereingliederungsgesetz kennzeichnet 
die Wiedereingliederung als gesamtgesellschaftliches An­
liegen. Die aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger sollen 
insbesondere bei der Eingliederung in den Arbeitsprozeß 
unterstützt werden. Durch gesellschaftliche Einflußnahme 
wird bei ihnen der Wille gefördert, künftig die Gesetze des


